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Regierung
sagtweder Ja
nochNein
Der Regierungsrat will keine Zehnjahresfrist
ohne Sozialhilfe bei Einbürgerungen. Er gibt
deshalb keine Abstimmungsempfehlung ab.

Eva Berger

Wenn am 9. Februar die Aar-
gauerinnen und Aargauer an der
Urne über das Kantons- und Ge-
meindebürgerrecht (KBüG) be-
finden, tun sie das ohne offiziel-
le Abstimmungsempfehlung des
Regierungsrats. Das ist unge-
wöhnlich, in aller Regel wird
in der Abstimmungsbroschüre
ausgewiesen, welche Variante
Gross- und Regierungsrat bevor-
zugen. Jetzt aber steht dort le-
diglich, dass der Grosse Rat die
Vorlage zur Annahme empfiehlt.
«Angesichts der unterschiedli-
chen Einschätzung des Grossen
Rats und des Regierungsrats in
dieser Frage verzichtet der Re-
gierungsrat auf eine eigene Ab-
stimmungsempfehlung zur
KBüG-Vorlage», teilt Sandra
Olar, stellvertretende Leiterin
Kommunikation im Innende-
partement, auf Anfrage mit.

Regierungsratwill Frist
nichtändern
Der Grund liegt bei einem heik-
len Punkt des Gesetzes: Der
Grosse Rat hatte im Mai letzten
Jahres beschlossen, dass nur
noch eingebürgert werden soll,
wer in den vorhergegangenen
zehn Jahren keine Sozialhilfe be-
zogen hatte. Dieser umstrittene
Passus wurde aufgrund einer
Motion der CVP aufgenommen.
Darauf wurde von linker Seite
das Referendum ergriffen, nur
deshalb wurde das Gesetz über-
haupt zur Abstimmungsvorlage.

Der Regierungsrat hatte hin-
gegen eine Frist von drei Jahren
vorgeschlagen, was dem Bun-
desgesetz entspricht und seit
2014 auch im Kanton Aargau
gilt. «Der Regierungsrat erach-
tet es weiterhin als unzweck-
mässig, schon nach wenigen
Jahren von der bisherigen Rege-
lung abzuweichen und ohne Not
eine erhebliche Differenz zum
Bundesrecht und zum bestehen-
den kantonalen Recht zu schaf-
fen», sagt Sandra Olar. Betrof-
fene Gesuchsstellende würden
bei Annahme des Gesetzes ab-

hängig von zeitlichen Zufällig-
keiten bei der Einreichung des
Antrags in «unverhältnismässi-
ger Weise ungleich behandelt».
Dennoch empfahl der Regie-
rungsrat in der Parlamentsde-
batte schliesslich, einem Antrag
der zuständigen Kommission
zuzustimmen, wonach die Frist
auf fünf Jahre festgelegt werden
sollte. Weil Einbürgerungswilli-
ge auch fünf Jahre lang im Kan-
ton wohnen müssen, bis sie
überhaupt das Verfahren starten
können, erachte das der Regie-
rungsrat als praktikabel, sagte
Regierungsrat Urs Hofmann.

Dies im Gegensatz zur Zehn-
jahresfrist, bei der auch Sozial-
hilfebezug in anderen Kantonen
eine Rolle spielen kann – mit
oder ohne Härtefallregelung.
«Wie soll dann, um Himmels
Gotts Willen, der Gemeinderat
hier im Kanton Aargau beurtei-
len können, ob einer dieser
Gründe erfüllt ist, die eben die
Sperrfrist bezüglich Sozialhilfe-
bezug ausschliessen? Das ist ein
Ding der Unmöglichkeit», argu-
mentierte Urs Hofmann damals.
Der Grosse Rat ging nicht auf
den Kompromiss ein, deshalb
verzichtet der Regierungsrat
nun auf eine Empfehlung. Dies,
obwohl sich alle Regierungspar-
teien, ausser Hofmanns SP, für
das Gesetz aussprechen.

GegnerundBefürworter
nehmenesgelassen
Für Befürworter und Gegner der
Vorlage ist die Enthaltung kein
grosses Problem. «Die Haltung
des Regierungsrats ist konse-
quent, das kann ich nachvollzie-
hen, auch wenn wir es uns natür-
lich anders gewünscht hätten»,
sagt FDP-Grossrat Stefan Hu-
wyler vom Pro-Komitee. Bar-
bara Portmann, GLP-Grossrätin
und Co-Präsidentin des Gegen-
komitees «Zehn Jahre sind zu
lang», findet: «Die eher ableh-
nende Haltung der Regierung
können Aufmerksame aus der
Abstimmungsbroschüre heraus-
lesen, auch wenn sie nicht expli-
zit festgehalten wird.»

19-Jährigerflüchtetnach
einemSelbstunfall
Spreitenbach Ein junger Auto-
lenker ist in der Nacht auf Sonn-
tag auf der Heitersbergstrasse
von der Fahrbahn abgekommen
und ein Bord hinuntergefahren.
Ohne sich um den Schaden zu
kümmern, entfernte sich der
19-Jährige von der Unfallstelle.
Die Kantonspolizei fand das
Fahrzeug verlassen vor. Eine
Kontrolle beim Halter ergab,
dass dieser sein Fahrzeug an
eine weitere Person ausgeliehen

habe. Den Lenker traf sie dann
zu Hause an. Dieser gab an,
einen Selbstunfall verursacht zu
haben. Er habe das Fahrzeug bei
Tageslicht selber bergen wollen.
Er selbst sowie sein Beifahrer
blieben unverletzt. Der fehlbare
Junglenker wurde angezeigt, die
Polizei ordnete eine Blut- und
Urinuntersuchung an, um Dro-
gen- oder Alkoholkonsum zu
klären. Zudem nahm sie dem
Lenker den Fahrausweis ab. (az)

Das schlägt der Kanton
im Ostaargau vor
Oase Im kantonalen Baudepartement
erwartet man, dass der Ostaargau bis
im Jahr 2040 um 30 Prozent mehr
Menschen und 20 Prozent mehr
Arbeitsplätze aufweisen wird. Dafür
wurde im Baudepartement von Ste-
phan Attiger – dem früheren Badener
Stadtammann – ein regionales Gesamt-
verkehrskonzept (bekannt unter dem
Kürzel Oase) erarbeitet.

Ein wesentlicher Punkt ist die beab-
sichtigte Zentrumsentlastung Brugg/
Windisch für den Durchgangsverkehr
mit mehreren Massnahmen

Die geplante Zentrumsentlastung
Baden verläuft als Tunnel von der Sig-
genthaler Brücke unter dem Martins-
berg und dem Chrüzliberg hindurch bis
zur Neuenhoferstrasse. Die Hochbrü-
cke soll dereinst, wenn die Limmatal-
bahn kommt, nur noch für ÖV und
Langsamverkehr genutzt werden kön-
nen, für den Individualverkehr ist eine
neue Limmatbrücke geplant.

Auch im Raum Siggenthal sind
Massnahmen geplant, die dort aller-
dings massiv kritisiert werden.

Überall sind weitere Massnahmen
vorgesehen wie Veloschnellrouten und
breitere Velowege, Massnahmen für
Fussgänger, bessere Verbindungen bei
Bahn und Bus, dichtere Takte. Eine wei-
tere Massnahme ist die geplante Fort-
führung der Limmattalbahn (siehe
dazu Artikel rechts). (mku)

Verkehr umwelt-, klima- und siedlungs-
verträglich zu gestalten».

Nein zum Konzept sagen auch die
Grünliberalen. Durch die Planung von
zwei Tunnels werde weder die langer-
sehnte Entlastung der Zentren von Ba-
den und Brugg eintreten, noch werde
durch die geplanten Massnahmen die
bessere Anbindung des Zurzibietes rea-
lisiert werden können, schreibt Gross-
rat Gian von Planta. Statt in Tunnels für
den MIV solle in eine zukunftsfähige
Infrastruktur für den öffentlichen Ver-
kehr und den Fuss- und Veloverkehr in-
vestiert werden, fordert auch er.

Wettingen:Entschieden
NeinzuzweiterBrücke
Bekannt ist die Position des Gemeinde-
rats von Wettingen. Er unterstützt die
Zentrumsentlastung Baden mit Mar-
tinsbergtunnel. Voraussetzung für eine
erfolgreiche Umsetzung des Verkehrs-
projekts sei die Sicherstellung des un-
gehinderten Zugangs und Abflusses der
A1 sowie zentraler Anschlussknoten
des kommunalen Hauptnetzes auf die
Kantonsstrassen. Dies sei bislang aus
Sicht der Gemeinde zu wenig berück-
sichtigt und «zwingend sicherzustel-
len». Den Bau einer neuen Limmatbrü-
cke für den motorisierten Individual-
verkehr (MIV) lehnt Wettingen
«entschieden ab». Der Nutzen einer
kompletten Sperrung der Hochbrücke
für den MIV werde nicht ersichtlich.

Der Ball ist jetzt beim Baudepar-
tement von FDP-Regierungsrat Ste-
phan Attiger. Dort werden die zahlreich
eingegangenen Stellungnahmen von
Parteien, Verbänden, Gemeinden und
Interessengruppen bis im Frühling aus-
gewertet. Gestützt auf die Ergebnisse
und allfällige Bereinigungen der Oase-
Pläne ist vorgesehen, dass die Regie-
rung auf Antrag des Baudepartements
das Beschlussverfahren im Grossen Rat
einleitet. Die Behandlung im Kantons-
parlament ist nach bisheriger Planung
für den Herbst 2020 angesetzt.

www.
weitere Artikel zum Thema finden Sie
online auf www.aargauerzeitung.ch

Parteien für Fortführung
der Limmattalbahn bis
nach Baden – aber wie?
Vernehmlassung Die Limmattalbahn,
die derzeit von Zürich-Altstetten bis
Killwangen-Spreitenbach gebaut wird,
soll über Neuenhof und Wettingen bis
nach Baden verlängert werden. Das
schlug die Aargauer Regierung im
Herbst vor. Dies soll vorerst auf Stufe
Zwischenergebnis in den kantonalen
Richtplan eingetragen werden. Die
Kosten für die Fortführung: 465 Millio-
nen Franken. Nun konnten Parteien
und die Region zu den Vorschlägen
Stellung nehmen – das taten sie. Vorläu-
fige Quintessenz ist, dass sie die Fort-
führung grundsätzlich gutheissen. Aber
wie? Da sind die Meinungen geteilt.

DergrosseStreitpunkt:
DieBadenerHochbrücke
Die Regierung will die Hochbrücke für
den öffentlichen Verkehr reservieren,
wenn die Limmattalbahn gebaut wird,
und für den Individualverkehr weiter
oben eine zusätzliche Brücke bauen.
Die SVP stimmt dem Bahnbau grund-
sätzlich zu. Die Kapazität müsse ausge-
baut werden, schreibt Fraktionschefin
Desirée Stutz. Gegen die Schliessung
der Hochbrücke für den Privatverkehr
wehre man sich aber vehement.

Sehr für die Fortführung der Bahn
ist die SP. Sie betont aber, es gehe pri-
mär nicht darum, einer extrapolierten
Bevölkerungsentwicklung Vorschub zu
leisten, «sondern die heutige Mobilität
intelligent umzubauen», so Parteise-
kretär Sascha Antenen. Die SP will eine
«Verkehrswende im Limmattal».

Die FDP stimmt in den zustimmen-
den Chor zum Weiterbau ein, fügt aber
mahnend an, «die Kosten-Nutzen-
Frage – insbesondere zwischen Neuen-
hof und Wettingen», sei noch zu klären.
Voraussetzung sei der vorgesehene
Neubau einer zusätzlichen Brücke für
den motorisierten Individualverkehr.

Die CVP Aargau begrüsst das Vor-
haben laut Grossrat Hans-Ruedi Hotti-
ger ebenfalls. Die Bahn soll über die
Hochbrücke in Baden führen, aber, so
Hottiger: «Die CVP erachtet den Bau
einer neuen Limmat-Brücke für den In-
dividualverkehr als ungeeignet. Dafür
sollte zuerst eine Nutzung der be-
stehenden Hochbrücke für den Indivi-
dualverkehr intensiv geprüft werden.»

Für die Grünen macht Grossrat
Hansjörg Wittwer das Ja zur Weiterfüh-

rung klar, «im Gegenzug soll aber der
Langsamverkehr intensiv gefördert
und Bike to Work mit gut ausgebauten
Radrouten ermöglicht werden», for-
dert der Grünen-Grossrat.

DieGLPdenkt schon
weitüberBadenhinaus
Bereits über Baden hinaus denken die
Grünliberalen. Grossrat Gian von Plan-
ta schreibt, aufgrund der hohen Trans-
portkapazität sei «zwingend» eine Wei-
terführung über den Schulhausplatz
zum Bahnhof Baden weiter nach Sig-
genthal und vom Schulhausplatz nach
Dättwil und Fislisbach als Vororientie-
rung im Richtplan festzuhalten».

Einverstanden mit den Regierungs-
plänen ist die BDP. Grossrat Michael
Notter fordert aber namens der Partei
eine vertiefte Prüfung der Linienfüh-
rung. Auch die BDP will eine weitere
Fortführung prüfen – Richtung Rohr-
dorferberg sowie Richtung Brugg.

Zwar begrüsst auch der TCS Aargau
den Weiterbau, aber Präsident Thierry
Burkart befürchtet, die Linienführung
dürfte den Güter- und Individualver-
kehr in verschiedenen Gebieten ein-
schränken. Das sei nicht hinnehmbar.
Es dürfe nicht zu Lasten der Strassen-
kapazität gehen. Der VCS begrüsst die
Weiterführung klar, so Präsident Jürg
Caflisch. Denkbar sei gar eine Fortfüh-
rung mit Ästen zum Rohrdorferberg
und ins Siggenthal. Die wichtigste
Massnahme sei die konsequente Prio-
risierung des öffentlichen Verkehrs.

700Unterschriften
gegendiePlänedesKantons
Die Stellungnahmen von zwei haupt-
betroffenen Gemeinden, Baden und
Neuenhof, werden erst heute Dienstag
publik. Die des Gemeinderats Wettin-
gen liegt schon vor. Er sieht die Bahn
als Chance. Die historisch gewachsene
Siedlungsstruktur sei aber zu respektie-
ren. Er verlangt eine «zügige Vertie-
fungsstudie zur Trasseeführung». Vor
Ort gibt es auch laute Kritik. So sam-
melten Gegner vorab in Neuenhof, aber
auch in Wettingen, 700 Unterschriften.
Sie wollen von der Gemeinde mehr ein-
bezogen werden und kritisieren, die
Bahn brauche zuviel Platz. Zudem gebe
es für das neue Teilstück bis Baden
schlicht keinen Bedarf. (mku)

So soll eine Haltestelle in Spreitenbach dereinst aussehen. Visualisierung: HO
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